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werte in der Strahlenschutz-
verordnung. Immerhin fünf 
Jahre nach Inkrafttreten der 
von der früheren rot-grünen 
Bundesregierung beschlosse-
nen Strahlenschutzverord-
nungsnovelle vom 20. Juli 
2001, hat sich offenbar auch 
in Ministerien, Ämtern und 
Behörden die Einsicht durch-
gesetzt, daß es schon aus phy-
sikalischer Sicht Unsinn ist, 
Dosisbelastungen aus der 
Freigabe von Atommüll in die 
Umwelt von höchstens 10 
Mikrosievert pro Kalenderjahr 
vorauszusetzen (Paragraph 29 
der geltenden Strahlenschutz-
verordnung) und dann – wie 
es bisher geschieht – lediglich 
die Einhaltung von Aktivitäts-
konzentrationen zu fordern 
aber keinerlei Mengenbe-
schränkungen vorzunehmen, 
mit deren Hilfe sich erst Do-
sisbelastungen abschätzen lie-
ßen. Mit der verschämten Be-

gründung, „Änderungen der 
Anforderungen an konventio-
nelle Abfalldeponien“ mach-
ten das erforderlich, werden 
die einzuhaltenden Aktivitäts-
konzentrationen nun an frei-
zugebende Mengen von radio-
aktiv verseuchtem Müll von 
100 und 1.000 Tonnen pro 
Jahr gekoppelt. Werden bis zu 
100 Tonnen pro Jahr erwartet, 
so dürfen die Aktivitätskon-
zentrationen meist höher sein, 
teilweise (beim schweren 
Wasserstoff, Tritium, Stand 
2.11.2006) sogar 60-fach hö-
her als für 1.000 Tonnen. An-
gekündigt sind zudem jeweils 
gesonderte Aktivitätsgrenzen 
„zur Beseitigung in einer 
Müllverbrennungsanlage“ und 
zur Ablagerung auf einer De-
ponie, die in der den Verbän-
den zur Stellungnahme vor-
gelegten „Anlage III Tabelle 
1“ mit Stand vom 2. Novem-
ber 2006 allerdings noch fehl-

ten. Eine aktuellere Tabelle 
(Stand vom 27.02.2007) wur-
de erst nachträglich, bei Re-
daktionsschluß dieser Strah-
lentelex-Ausgabe, im Internet 
auf der Website des BMU 
nachgereicht. Natürlich läßt 
sich Radioaktivität nicht durch 
Verbrennen vernichten. So-
weit die Stoffe nicht wenig-
stens teilweise von Filtern 
aufgefangen und darin kon-
zentriert werden, bedeutet das 
lediglich deren Freisetzung in 
die Atemluft.
Anders als zuvor bei Rot-
Grün sollen die Behörden 
künftig die Angaben zur Men-
ge der freigegebenen Stoffe, 
zur Freigabeart und im Falle 
der Deponierung auch zum 
tatsächlichen Verbleib, zur Art 
der Radionuklide und zu deren 
spezifischer Aktivität archi-
vieren. „Damit soll sicherge-
stellt werden, dass zukünftig 
die zur Überprüfung der Ein-

haltung der Schutzziele der 
Freigabe, insbesondere der 
von der Richtlinie 96/29/Eura-
tom genannten Kollektivdosis 
von einem Personen-Sievert 
im Kalenderjahr durch alle 
freigegebenen Stoffe, erfor-
derlichen Angaben bei den 
Behörden vorliegen“, heißt es 
zur Begründung im Hinter-
grundpapier des BMU. Denn 
das ist bislang nicht der Fall 
und eine Überprüfung der 
Einhaltung von Dosisgrenzen 
war nicht gewollt. Es bleibt 
erst noch abzuwarten, ob das 
künftig geschehen wird.
Der Entwurf der „Ersten Verord-
nung zur Änderung strahlen-
schutzrechtlicher Verordnungen“ 
einschließlich Begründung, syn-
optischer Gegenüberstellung von 
aktueller und künftiger Fassung 
sowie das Hintergrundpapier des 
BMU sind im Internet auf der 
Homepage des BMU unter www. 
bmu.de/strahlenschutz/downloads
/doc/39098.php abrufbar. 

Ziel der EU-Verfassung ist die 
Weiterentwicklung und Fest-

schreibung einer Wirtschafts-
und Eigentumsordnung, die 

schon jetzt bewirkt, daß 1 
Prozent der Weltbevölkerung 
über 40 Prozent des Welt-
reichtums verfügt. Diese Ord-
nung wird militärisch nach 
außen und polizeistaatlich 
nach innen abgesichert. Bür-
gerliche Freiheiten werden 
eingeschränkt.

Wissenschaftler könnten mit 
ihren Analysen Abhilfe schaf-
fen. Um diese Lücke zu 
schließen, soll die bisher im 
deutschen Grundgesetz ge-
währleistete „Freiheit der 
Wissenschaft und Lehre“ ge-
mäß Artikel II-73 der EU-Ver-
fassung nur noch als akademi-
sche Freiheit „geachtet“ wer-
den. Frei sollen nur Kunst und 
Forschung bleiben. Damit sich 
keine alternativen Medien 
etablieren können, soll an 
Stelle der grundgesetzlich ge-
währleisteten Pressefreiheit 
und der Freiheit der Berichter-
stattung durch Rundfunk und 
Film die „Freiheit der Medien 
und ihre Pluralität“ gemäß 
Artikel II-71 der EU-Verfas-
sung ebenfalls nur noch „ge-
achtet“ werden. Die bisherige 
Formulierung „Eigentum ver-
pflichtet“ fällt ersatzlos weg. 
Neu geschaffen wird das 

„Grundrecht auf unternehme-
rische Freiheit“ nach Artikel 
II-76 der EU-Verfassung.

Eine atomare Abrüstung 
ist nicht vorgesehen

Die zur Herstellung von 
Atomwaffen erforderlichen 
Anlagen, von den nuklearen 
Forschungsstätten bis zu 
Urananreicherungsanlagen, 
genießen gemäß Protokoll Nr. 
36 zum EU-Verfassungsver-
trag besondere Förderung 
durch die Europäische Atom-
gemeinschaft (Euratom). Sie 
sind vom freien Wettbewerb 
ausgenommen und werden 
subventioniert.

Nach Artikel II des Vertrages 
über die Nichtverbreitung von 
Kernwaffen vom 1.7.1968 
(Atomwaffensperrvertrag) ist 
jeder Nichtkernwaffenstaat, 
der Vertragspartei ist, ver-
pflichtet, Kernwaffen und son-
stige Kernsprengkörper oder 
die Verfügungsgewalt darüber 
von niemandem unmittelbar 
oder mittelbar anzunehmen. 
Unter Bruch des Atomwaffen-
sperrvertrages und Verstoß 
gegen das Urteil des Interna-
tionalen Gerichtshofes in Den 
Haag vom Juli 1996 über die 
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Blendwerk EU-Verfassung
Die Bevölkerung von Frankreich und den Niederlanden hat 
den Verfassungsentwurf der Europäischen Union (EU) ab-
gelehnt. Nach demokratischen Grundsätzen müßte die Ver-
fassung nun unter Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger 
neu erarbeitet werden. Doch die Ablehnung wird lediglich 
als Vermittlungsproblem gesehen und das soll mit einem 
„Plan D“ behoben werden: Er wird von der „Deutschen Ge-
sellschaft e.V.“ (www.deutsche-gesellschaft-ev.de) ausge-
führt, mit finanzieller Unterstützung der Europäischen 
Kommission, in Kooperation mit dem Informationsnetzwerk 
Europe Direct, dem Deutschlandfunk und dem Medienkon-
zern Bertelsmann. Die Auftaktveranstaltung fand am 7. Fe-
bruar 2007 unter dem Motto „Unsere Botschaft an Europa“ 
im Loft der Urania in Berlin statt. Der Diplom-Kameralist 
Dietrich Antelmann hat an der Veranstaltung teilgenommen: 
„Sensibilisiert durch meine Kindheitserinnerungen im Zwei-
ten Weltkrieg ist mir auf der Werbeveranstaltung zur Wie-
derbelebung der EU-Verfassung in aller Deutlichkeit klar 
geworden, daß das militärisch erstarkte Deutschland mit 
Hilfe der EU wieder Großmachtpläne verfolgt.“ Das läßt ihm 
keine Ruhe und er möchte sich einmischen. Viel sei ge-
sprochen worden von der „Seele Europas“ und einem de-
mokratischen, friedlichen und wohlhabenden Europa. Doch 
eine über Vorwort und Zielformulierung hinausgehende 
Analyse des Verfassungstextes zeige etwas anderes.

Von Dietrich Antelmann

http://www.deutsche-gesellschaft-ev.de
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Ächtung von Atomwaffen hält 
Deutschland laut Weißbuch 
der Bundeswehr „zur glaub-
haften Abschreckungsfähig-
keit“ an der nuklearen Teil-
habe der NATO fest und ver-
fügt in Garching und Gronau 
über Kapazitäten zur indu-
striellen Anreicherung waffen-
fähigen Urans. In einem Auf-
satz des Koordinators für Si-
cherheitspolitik der Konrad-
Adenauer-Stiftung, Karl-
Heinz Kamp, in der Neuen 
Zürcher Zeitung vom 13. Ja-
nuar 2006, Seite 7, heißt es: 
„Der Besitz von Atomwaffen 
vergrößert das Spektrum poli-
tischer und militärischer Op-
tionen eines Landes.“ In Stra-
tegiepapieren der Europäi-
schen Union, wie dem „Euro-
pean Defence Paper“, finden 
sich Überlegungen, Atomwaf-
fen im Rahmen der Europäi-
schen Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik (ESVP) einzu-
setzen.2 Mit dem Konstrukt 
des militärischen Kerneuropa 
gemäß Artikel 1-41(6) der 
EU-Verfassung über die 
„Ständige Strukturierte Zu-
sammenarbeit“ der am mei-
sten hochgerüsteten Mit-
gliedsländer hat sich 
Deutschland auch die ange-
strebte nukleare Teilhabe im 
Rahmen des ESVP gesichert.

Wie das demokratische, 
friedliche und wohlha-
bende Europa möglich 
sein soll

Kommt es wegen schreiender 
Ungerechtigkeiten zu Auf-
ständen, greift Titel I Artikel 2 
der Erläuterungen zur Charta 
der Grundrechte. Danach ist 
eine Tötung nicht als Verlet-
zung des Rechts auf Leben 
anzusehen, wenn sie „unbe-
dingt erforderlich ist (û) um 

 Hans Heinz Holz: Nukleardok-
trin für Europa, in: junge Welt 
24./25. Juni 2006.
2 Tobias Pflüger, Martin Hantke: 
Zum Militärprogramm der Deut-
schen Ratspräsidentschaft, in: 
Materialien gegen Krieg, Repres-
sion und für andere Verhältnisse, 
Heft 1, November 2006, S. 7, 
Vertrieb: Informationsstelle Mi-
litarisierung (IMI) e.V. Tübingen.

einen Aufruhr oder einen Auf-
stand rechtmäßig niederzu-
schlagen“. Bei unmittelbarer 
Kriegsgefahr kann nach die-
sen Erläuterungen die Regie-
rung – wie bei allen anderen 
Angelegenheiten der inneren 
oder äußeren Sicherheit –
ohne Beteiligung des Parla-
ments die Todesstrafe wieder 
einführen.

Gemäß der Solidaritätsklausel 
des Artikels I-16 können zur 
Aufstandsbekämpfung EU-
Battle Groups, Rapid De-
ployable Police Elements 
(schnell verlegbare Polizei-
gruppen) und die paramilitäri-
sche European Gendarmerie 
Force aus Italien, Frankreich, 
Spanien, Portugal und Grie-
chenland zum Einsatz kom-
men.

Wird bei einer „Mission“ zur 
Aufstandsbekämpfung das 
Gebot der Verhältnismäßig-
keit verletzt, so ist dem betrof-
fenen EU-Bürger gemäß Arti-
kel III-376 und 377 der Weg 
zum EU-Gerichtshof ver-
sperrt. Bereiche der Gemein-
samen Außen- und Sicher-
heitspolitik sowie Maßnamen 
der Polizei oder anderer Straf-
verfolgungsbehörden der Mit-
gliedstaaten für die Aufrecht-
erhaltung der öffentlichen 
Ordnung und den Schutz der 
inneren Sicherheit sind aus-
drücklich vom Einspruchs-
recht der Bürger als Aufgaben 
des EU-Gerichtshofs ausge-
nommen. Um einer „falschen“ 
Gerichtsentscheidung vorzu-
beugen, werden die Richter 
nicht vom Parlament gewählt, 
sondern von den Regierungen 
bestimmt. Sie erhalten ein 
monatliches Grundgehalt von 
17.000 Euro.

Fazit: Schon heute ist Europa 
ein Eldorado für große Kapi-
talgesellschaften und interna-
tionale Konzerne, insbeson-
dere der Rüstungsindustrie. 
Die vorgeschlagene EU-Ver-
fassung würde diesen Zustand 
nach Artikel IV-446 für unbe-
grenzte Zeit zementieren. Eine 
Änderung ist dann nur noch 
mit Zustimmung aller (wirk-
lich aller!) Mitglieder möglich 

(vergleiche Artikel IV-443 
(3)). Der vorliegende Entwurf 
verstößt allein schon durch die 
für alle Unionsländer ver-
bindliche Hochrüstung zum 
Zweck der Interventionsfähig-
keit (mit der Möglichkeit, 
Kriege auch präventiv führen 
zu können!) gegen elementare 
Bestimmungen des Völker-
rechts und des Grundgesetzes: 
Kriegsgegner wären Verfas-
sungs- und Staatsfeinde und 
könnten verfolgt werden. 
Selbst soziale Bewegungen 
könnten als verfassungsfeind-
lich verboten werden, weil sie 
die garantierte Unternehmer-
und Kapitalfreiheit behindern.

Seit 1983 treffen sich unter

Vor 40 Jahren hat das soge-
nannte Nth Country Experi-
ment bewiesen, daß zwei 
junge Physiker ohne spezielle 
Vorkenntnisse auf der Grund-
lage öffentlich zugänglicher 
Literatur in weniger als drei 
Jahren einen funktionstüchti-
gen Atomsprengsatz entwik-
keln können. Es gibt keinen 
Zweifel, daß in Zeiten weit 
verbreiteter Computer- und 
Internettechnologie eine klei-
ne Gruppe motivierter und be-
gabter Wissenschaftler einen 
Atomsprengkörper innerhalb 
weniger Wochen entwickeln 
könnte. Darauf macht der in 
Paris lebende deutsch-franzö-
sische Energie- und Atompo-
litikexperte Mycle Schneider 
in einer Studie für die Grünen 
im Europaparlament aufmerk-
sam, die am 21. März 2007 in 
Brüssel vorgestellt wurde.

Am 14. Dezember 1966 hatten 
zwei amerikanische Dokto-
randen einen Bericht mit dem 
Titel „The Nth Country Fission 

Weapon Design“. Die Ge-
heimhaltung um den Bericht 
wurde erst 2003 teilweise auf-
gehoben. Die beiden jungen 
Wissenschaftler hatten ein 
zweieinhalbjähriges Projekt 
des US-Atomwaffenzentrums 
Lawrence Radiation Laborato-
ry mit dem Namen Nth Coun-
try Experiment fertiggestellt. 
Zweck war es „herauszufin-
den, ob ein glaubwürdiger 
Atomsprengsatz entwickelt 
werden kann, mit bescheide-
nem Aufwand, von ein paar 
gut ausgebildeten Leuten ohne 
Zugang zu Geheiminforma-
tionen“. Außerdem waren die 
Teilnehmer aufgefordert wor-
den, „einen Atomsprengsatz 
zu entwickeln, der in kleiner 
Anzahl gebaut, für eine kleine 
Nation eine signifikante Aus-
wirkung auf die Außenpolitik 
haben würde“.

Die beiden jungen Physiker 
brauchten damals lediglich 
etwa drei Personenjahre, um 
ein Design zu entwickeln, 

Ausschluß der Öffentlichkeit 
mit maßgeblicher Beteiligung 
des Bertelsmannkonzerns die 
Vertreter weiterer 47 Groß-
konzerne beim European 
Round Table (ERT). Was sich 
als eine Erfolgsgeschichte für 
die Wahrnehmung der Wirt-
schaftsinteressen erwiesen hat, 
sollte Vorbild für die Bevöl-
kerung sein:
Viele Runde Tische zur 
Entwicklung einer wirklich 
demokratischen Verfassung 
mit echter Beteiligung der 
Bürgerinnen und Bürger als 
Voraussetzung für wirt-
schaftliche und soziale Ge-
rechtigkeit, Frieden und 
ökologische Nachhaltigkeit!
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Der Vertrag über die Nicht-
weiterverbreitung von Atom-
waffen förderte von Anfang 
an die Weiterverbreitung von 
Atomwaffen-Technologie


